
Zur Pressekonferenz hatte am 8. November 2006 das arbeitgeber-

nahe Institut der deutschen Wirtschaft (IW) in Berlin geladen. Prof. 

Dr. Michael Hüther, Direktor des IW, präsentierte Ergebnisse einer 

Unternehmensbefragung und sagte, diese „solide empirische Grund-

lage“ sei nötig, „um die Vorschläge der Biedenkopf-Kommission 

zur Unternehmensmitbestimmung einzuordnen“. Hüthers Fazit der 

Studie lautete: „Paritätisch mitbestimmte Unternehmen beurteilen 

die Mitsprache der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat sehr viel skep-

tischer als Unternehmen, in denen nur ein Drittel der Aufsichtsrats-

mitglieder dem Arbeitnehmerlager entstammt.“

WarnrUF an Den GeseTZGeBer Neben ihm saß der Frankfurter 

Jurist Theodor Baums vom Institute for Law and Finance und se-

kundierte: „Die Mitsprache der Arbeitnehmer und unternehmen-

sexternen Gewerkschafter beeinträchtigt die Handlungsmöglich-

keiten der Unternehmen auf dem Kapitalmarkt, senkt die Bereitschaft, 

zusätzliches Kapital für die Unternehmen bereitzustellen, und er-

schwert die Suche nach neuen Anteilseignern“. Der Gesetzgeber, so 

Baums, solle die Studie „als dringenden Warnruf vernehmen“. 

Für jeden, der sich diese IW-Studie anschaut, ist schwer nach-

vollziehbar, wie man – mit einiger wissenschaftlicher Seriosität – zu 

solchen Aussagen kommen kann. Zunächst zum Kontext: Nicht 

zufällig wurden die Ergebnisse während der Beratungen der Bieden-

kopf-Kommission zur Unternehmensmitbestimmung präsentiert, auf 

deren Beschlüsse man Einfluss nehmen wollte. Und nicht zufällig 

war die gemeinsame Studie von IW und Institute for Law and Fi-

nance von Anfang an in diesen Kontext gestellt worden. Dem Fra-

gebogen, den die 2500 Geschäftsleitungen und Aufsichtsräte deut-

scher Unternehmen im Juni 2006 online erhielten, war ein 

Anschreiben beigefügt, demzufolge „die gesetzlichen Regelungen 

der deutschen Unternehmensmitbestimmung die gravierenden (glo-

balen) Veränderungen bisher nur ganz unzureichend (berücksichti-

gen)“. Angehängt war außerdem ein persönliches Empfehlungs-

schreiben der Präsidenten von BDA und BDI, Dieter Hundt und 

Jürgen Thumann, die den 2500 angeschriebenen Managern versi-

cherten: „Ihre praktischen Erfahrungen mit den Vorzügen und 

Nachteilen der deutschen Unternehmensmitbestimmung können 

einen wesentlichen Beitrag leisten, die Diskussion über die Moder-

nisierung der deutschen Unternehmensmitbestimmung auf eine si-

chere empirische Grundlage zu stellen und Anhaltspunkte für deren 

Weiterentwicklungsbedarf zu gewinnen“.

Trotz dieser dringenden und nachdrücklichen Bitten von höchs-

ter Verbandsspitze antworteten von den 2500 Unternehmen (mit 

Drittelbeteiligung, Quasi-Parität, Montanmitbestimmung), die einen 

elektronischen Online-Fragebogen erhalten hatten, ganze 200 – das 

ist ein Rücklauf von mageren acht Prozent. 

meHrere kriTiscHe pUnkTe Folgende Mängel sind bei der Studie 

besonders offensichtlich: 1. Manipulatives Anschreiben: Das An-

schreiben lässt keinen Zweifel an der instrumentellen Zielsetzung 

der Befragung. Manager, die die deutsche Mitbestimmung für ganz 

passabel halten, werden gleich von vornherein darüber aufgeklärt, 

dass sie die Zeichen der Zeit eigentlich nicht verstanden habe. Das 

Anschreiben könnte in Statistiklehrbüchern einen Stammplatz als 

Beispiel dafür erobern, wie man bei einer seriösen Umfrage nicht 

vorgehen sollte.

Wenig	stichhaltig	
arBeiTGeBer „Das Mitbestimmungsgesetz von 1976 hat bei den Unternehmen hierzulande  
kaum Freunde“, meldete das Institut der deutschen Wirtschaft. Die IW-Studie steht auf so  
wackligen Füßen, dass sie als Musterbeispiel gelten darf – wie man es nicht macht. 

Von Dr. Dr. HeLGe peUkerT. Der Autor ist außerordentlicher Professor für Volkswirtschaftslehre an der Universität Erfurt.
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votiert, zumal wenn ihnen suggeriert wird, sie könnten mit ihrer 

Antwort auf die Höhe der Steuer politisch Einfluss nehmen. 

Die gleiche Logik müsste auch für die Befragung zur Unterneh-

mensmitbestimmung gelten: Man könnte annehmen, dass Manager 

eine hohe Antwortbereitschaft zeigen und dabei nicht mit sehr ne-

gativen Urteilen geizen, um sich eine Last vom Hals zu schaffen. Vor 

diesem Hintergrund überraschen die positiven Ergebnisse: (Sehr) 

positiv bewerteten 54,8 Prozent der Manager in den Unternehmen 

mit Drittelbeteiligung die Mitbestimmung, weil sie die Qualität der 

Entscheidungen fördere. Bei den 76er Unternehmen mit Fast-Parität 

fand sich eine deutliche Mehrheit für eine (sehr) positive Rolle der 

Arbeitnehmermitbestimmung – 36,3 Prozent versus 20,1 Prozent, 

die negativ werteten. 

4. Ein Charakteristikum der Studie besteht in den zum Teil er-

heblichen Antwortverweigerungen. Gefragt nach den allgemeinen 

Auswirkungen der 76er Unternehmensmitbestimmung, antworteten 

28 Prozent nicht, bei den Unternehmen mit Drittelbeteiligung waren 

es 24 Prozent. 

Kaum vorstellbar: Vorstände und Aufsichtsratsvorstände füllen 

einen Fragebogen mit 20 Fragen aus, was in 15 Minuten erledigt 

2. Interpretation von Daten: Die Ergebnisse der Studie wurden 

in einer kurzen Pressemitteilung des IW vom 8. November 2006 mit 

dem Satz präsentiert, dass das Mitbestimmungsgesetz von 1976 „bei 

den Unternehmen hierzulande kaum Freunde“ habe, so „beurteilen 

38 Prozent der großen Kapitalgesellschaften die paritätische Beset-

zung des Aufsichtsrates negativ – nur 34 Prozent stellen den Vor-

schriften ein gutes Zeugnis aus“. 

Zum einen lassen 38 Prozent versus 34 Prozent keinen signifi-

kanten Unterschied erkennen, und der Schluss, die Mitbestimmung 

habe „kaum Freunde“ ist 

– von der Sache her – mehr 

als abwegig. Zumal die 34 

Prozent der deutschen Ma-

nager, die die quasi-paritä-

tische Besetzung des Auf-

sichtsrates (unerschütterlich) 

positiv beurteilen, hoch zu 

gewichten sind. Vor allem auch deshalb, weil sie in den Fragen 

zuvor mit Bedacht negativ eingestimmt wurden – durch gleich drei 

Fragen zu den Kosten der Aufsichtsratswahlen und eine Frage zu 

ihrer Abhängigkeit von den Arbeitnehmeraufsichtsräten, die ja bei 

Quasi-Parität die Vorstände mitbestellen. 

3. Wer fragt wen was? Eigentlich hätte sich bei einer Manager-

befragung in dieser auffordernden Form eine überwältigend nega-

tive Beurteilung der Mitbestimmung ergeben müssen. Wenn man 

zum Beispiel Menschen, die große Erbschaften erwarten, befragt, 

ob sie eine hohe Erbschaftssteuer für gut oder schlecht halten, ließe 

sich vermuten, dass eine überwältigende Mehrzahl für „schlecht“ 

iW-cHeF HüTHer, JUrisT BaUms: Keine Freunde des Mitbestimmungsgesetzes

„Durch die im internationalen Vergleich weit reichenden unter-
nehmerischen Mitspracherechte der Arbeitnehmer entstehen den  
Betrieben ferner Nachteile auf dem Kapitalmarkt …“
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dieser schmalen Basis erscheint die IW-Aussage, „dass 38 Prozent 

der großen Kapitalgesellschaften die paritätische Mitbestimmung 

negativ beurteilen“, sehr vollmundig. 

7. Magere Basis: Besonders die Unternehmen mit Drittelbeteiligung 

haben eine extrem bescheidene Rücklaufquote. Sie liegt nach Angabe 

der Autoren bei 2,3 Prozent. Gleichzeitig geben sie an, dass fast jedes 

sechste quasi-paritätisch mitbestimmte Unternehmen an der Umfra-

ge teilnahm, also müssen das 124 sein (bei insgesamt 746). Es ver-

bleiben nur noch 76 Unternehmen mit Drittelbeteiligung, wenn wir 

diese 124 quasi-paritätischen Unternehmen von der Gesamtzahl von 

200 Antwortenden abziehen.

Oftmals haben aber weniger als 200 Unternehmen auf einzelne 

Fragen geantwortet, zumeist sind das nur 143. Wenn nun aber bei 

diesen Fragen tatsächlich 124 paritätisch mitbestimmte Unterneh-

men geantwortet haben, dann verbleiben für die Drittelbeteiligung 

nur noch 19 von insgesamt 3500 Unternehmen, das sind 0,5 Prozent, 

was für eine statistisch gehaltvolle Analyse deutlich zu niedrig ist. 

Vor diesem Hintergrund wundert es nicht, dass die Studie immer 

Prozentzahlen anführt und nicht die absoluten Zahlen. 

ZUrückHaLTenDe manaGer Die Studie des IW und des Institute 

for Law and Finance ist voll von statistischen Fragwürdigkeiten und 

Deutungsambivalenzen. Eine deutlich überwiegende skeptische Hal-

tung gegenüber der Unternehmensmitbestimmung konnte nicht 

festgestellt werden. Die in der Umfrage unterstellte interesseniden-

tische Positionierung von Eigentümern und Topmanagement steht 

im Widerspruch zu den Grundannahmen der Corporate Governance 

und der ökonomischen Theoriebildung. Das Anschreiben an die 

Befragten weist deutlich manipulative Tendenzen auf, die auch beim 

späteren Arrangement einzelner Fragen zutage treten. Die Rück-

laufquoten sind extrem gering, viele Teilfragen werden nicht beant-

wortet. Beides erhöht die Fehlerwahrscheinlichkeit und hinterlässt 

werden kann. Nichtsdestoweniger entziehen sich fast 30 Prozent der 

Frage nach der grundsätzlichen Bewertung der Mitbestimmung, de-

ren Beantwortung ihnen die Arbeitgeberverbände anempfehlen. Sehr 

interessant auch: Auf die Frage, wie sie die unternehmensexternen 

Gewerkschaftsvertreter bewerten, enthalten sich fast 40 Prozent der 

Stimme. 

5. Manager sprechen für die Kapitalgesellschaften insgesamt: Der 

Befragung liegt die These zugrunde, dass die Handlungen und In-

teressen der Gruppe der Topfunktionäre deckungsgleich mit denen 

großer Kapitalgesellschaften ist. So heißt es in der IW-Pressemit-

teilung zur Studie: „38 Prozent der großen Kapitalgesellschaften 

beurteilen die paritätische Besetzung des Aufsichtsrates negativ.“ 

Korrekt müsste es heißen: Ein bestimmter Prozentsatz des Topma-

nagements urteilt in diesem oder jenem Sinne. Dass die Unterneh-

mensverbände es besser wissen, zeigt die vom BDI zusammen mit 

PriceWaterhouseCoopers erstellte Studie zur Corporate Governance 

in Deutschland, die „unterschiedliche Interessen von Eignern und 

Unternehmensleitung“ einräumt, was „vor allem bei großen Akti-

engesellschaften zu beobachten ist“. Es gibt also fundamentale In-

teressenunterschiede von Besitzern und Managern, dem aber die 

IW-Studie fahrlässigerweise nicht Rechnung trägt. 

6. Geringe Rücklaufquoten: Was denkt die Mehrzahl der Unter-

nehmen tatsächlich über den von ihren Arbeitgeberverbänden ange-

mahnten Handlungsbedarf in Sachen Unternehmensmitbestimmung? 

Einen entscheidenden Hinweis geben hier die Rücklaufquoten, die 

mit 8 Prozent außergewöhnlich niedrig sind. Denn diese Zahl muss 

man vor dem Hintergrund aller (und nicht nur der angeschriebenen) 

mitbestimmten Großunternehmen gewichten – und das sind 4250, 

von denen um die 750 nach dem 76er Gesetz paritätisch besetzt sind 

und 3500 eine Drittelbeteiligung von Arbeitnehmern im Aufsichtsrat 

haben. Von all diesen mitbestimmten Unternehmen haben 200 Un-

ternehmen geantwortet, das sind magere 4,7 Prozent. Angesichts 

iW-pressemiTTeiLUnG: Nur mäßig gelungen
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nicht den Eindruck, dass tatsächlich gesteigerter Handlungsbedarf 

zur Eindämmung der Mitbestimmung gesehen wird. Die Behauptung 

eines qualitativen Unterschieds zwischen Drittelbeteiligung und 

Quasi-Parität wird nicht begründet. 

Eventuelle Scheinkorrelationen, etwa die Größe der Unternehmen 

und die generelle Zufriedenheit betreffend, wurden nicht bedacht. 

Außerdem wurden mögliche positive Auswirkungen der Mitbestim-

mung (zum Beispiel eine Reduzierung der Streiktage) überhaupt 

nicht erfragt. Die Studie enthält eine Vielzahl nicht selbstverständ-

licher Annahmen – zum Beispiel schnellere Entscheidungen sind 

bessere Entscheidungen. Die behaupteten negativen Auswirkungen 

der Mitbestimmung auf die Kapitalmärkte und die Performance der 

Unternehmen finden in der wissenschaftlichen Literatur keinen em-

pirischen Beleg. 

Der Versuch, die Meinungen von Topmanagern für die politische 

Debatte zu instrumentalisieren, ist nur mäßig gelungen. Nicht nur 

rein wissenschaftlich gesehen haben sich die Auftraggeber keinen 

Gefallen getan, da ihre wackelige Fundierung auch Zweifel an der 

inhaltlichen Stichhaltigkeit ihrer Verbandspositionen sät. Der Ver-

such, die zweite Biedenkopf-Kommission zu beeindrucken, ist kläg-

lich gescheitert. Es muss den Arbeitnehmervertretern in Aufsichtsrä-

ten trotz allem Gerede – auch über ihre angeblich mangelnde 

Kompetenz – angesichts des hier Gebotenen nicht bange werden. n

HeLGe peUkerT: UnTerneHmensmiTBesTimmUnG in 

DeUTscHLanD: Zu den Ergebnissen der iw-Befragung von 2006. 
20 Seiten, Langfassung unter www.magazin-mitbestimmung.de 
(4/2007) bei diesem Text oder über die Akademie der Arbeit 
ada@em.uni-frankfurt.de
Der Text ist im Rahmen des AdA-Projektes „Die zukünftige  
Funktion nationaler Unternehmensmitbestimmung im integrierten 
Europa“ entstanden.

Institut der deutschen Wirtschaft in Köln (IW)/Institute for 
Law and Finance (ILF), UnTerneHmensBeFraGUnG 

„UnTerneHmensmiTBesTimmUnG in DeUTscHLanD“, unter 
www.iwkoeln.de (Wissenschaft, Presselounge, 2006, Presse-
mitteilung Nr. 45)

priceWaTerHOUsecOOpers / BDi, cOrpOraTe GOVer-

nance in DeUTscHLanD, Berlin 2005, 7. Im Internet unter 
www.bdi-online.de/Dokumente/recht-Wettbewerb- 
Versicherungen/BDi_pwc_studie.pdf

cHeFsacHe miTBesTimmUnG, Der BericHT Der BieDen-

kOpF-kOmmissiOn, Magazin Mitbestimmung 3/2007 
(s. zur IW-Studie auch das Interview mit Prof. Biedenkopf S. 13ff) 
unter www.magazin-mitbestimmung.de
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